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KOMMENTAR

Verfügbarkeit 
und Bezahlbarkeit 
von Wohnraum
Was ist tatsächlich eine 
soziale Frage unserer Zeit? 

Von Lars Eichert, Landesvorsitzender Haus & Grund Brandenburg
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Die jüngst von Haus & Grund veröffentlichte Studie zur 
Entwicklung der Mieten hatte belegt, dass das Wohnen 
zur Miete in fast allen Kreisen und kreisfreien Städten 
Deutschlands bezahlbarer geworden ist. 
Während die Löhne im Bundesdurchschnitt um 11,3  % 
stiegen, erhöhten sich die Bestandsmieten im selben Zeit-
raum um 6,0 % und die Neuvertragsmieten um 6,6 %. Für 
Brandenburg ist die Mietbelastungsquote für Bestands- und 
Neuvertragsmieten in allen Landkreisen und kreisfreien 
Städte gesunken und das Wohnen zur Miete bezahlbarer 
geworden.
Diese Zahlen stellen die ständige Diskussion um die Be-
zahlbarkeit der Mieten deutlich in Frage. Das Institut der 
deutschen Wirtschaft hat dies nun weiter untersucht und 
dazu zahlreiche Statistiken und Analysen ausgewertet. 
Die Untersuchung bestätigt die von Haus & Grund veröf-
fentlichte Studie zur Entwicklung der Mietbelastung und 
kommt zu dem Ergebnis, dass die Wohnkostenbelastung 
sich bei den meisten sozialpolitisch relevanten Gruppen 
kaum verändert hat. 
Viel problematischer als die Bezahlbarkeit ist dagegen die 
Verfügbarkeit. So müssten bestimmte Haushalte, unab-
hängig von der Zuordnung zu gesellschaftlichen Gruppen, 
in Wohnungen leben, die nicht ihren Bedürfnissen und 
Wünschen entsprechen.
Die Frage der Bezahlbarkeit von Wohnraum ist damit kein 
gesamtgesellschaftliches Problem, sondern betrifft eher 
Haushalte aus bestimmten Gesellschaftsgruppen, wie 
beispielsweise geringfügig Beschäftigte, Alleinerziehende, 
Alleinstehende und Erwerbslose. Mit den bislang von der 
Politik bevorzugten Instrumenten wie beispielsweise der 
Mietpreisbremse werden diese Gruppen auch nicht wirk-
lich unterstützt. Von diesem Instrument profitieren meist 
Haushalte, die über ein höheres Einkommen verfügen. 
Zielgerichteter sind Instrumente wie Wohngeld und soziale 
Wohnraumförderung. Weil im sozialen Wohnungsbau nur 
zum Beginn des Mietverhältnisses eine Überprüfung der 
Einkommen stattfindet, dürfte letztlich die gezielte Unter-
stützung der betroffenen Haushalte durch Wohngeld der 
bessere Weg sein.
Neben der Frage der Verfügbarkeit von angemessenem 
Wohnraum dürften statt der Miethöhe die Nebenkosten 
eine weitere Problemstellung sein, die alle Haushalte be-
trifft – nicht nur, weil einzelne Betriebskostenarten in den 
letzten Jahrzehnten deutlich stärker gestiegen sind als die 
Mieten, sondern auch gerade unter Berücksichtigung der 
aktuellen Entwicklungen, die bei den Energie- und Heiz-
kosten dramatische Preissteigerungen befürchten lassen.


